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Dr. Philipp Kramer
Chefredakteur Datenschutz-Berater

Vorsitzender des Innenausschusses
des Deutschen Bundestags
Herrn Ansgar Heveling
Platz der Republik 1
11011 Berlin

innenausschuss@bundestag.de

Hamburg, 27. März 2017

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

in der Anlage überreiche ich dem Innenausschuss zur weiteren Verwendung meine Stellungnahme
zum geplanten § 26 BDSG-neu. Er ist Teil des Datenschutz-Anpassungs- und -Umsetzungsgesetzes
(EU-DSAnpUG-EU), das am 27.03.2017 im Innenausschuss auf der Tagesordnung stand.

Nach meiner Stellungnahme ist im Interesse der Praxis dringend eine klärende Regelung aufzunehmen,
die zeigt, dass die Datenverarbeitungserlaubnis aus überwiegendem Interesse weiterhin auch für das
Beschäftigungsverhältnis gilt. Möglich ist eine Formulierung wie „Art. 6 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe f der
Verordnung (EU) 2016/679 bleibt unberührt“.

Weitere Formulierungsvorschläge und eine Darstellung der Notwendigkeit im Detail finden Sie in meiner
beigefügten Stellungnahme.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Philipp Kramer
Redaktion Datenschutz-Berater
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1. Allgemeine Erlaubnisregelung des Art. 6 DSGVO von

§ 26 BDSG-neu nicht erwähnt

2. Es fehlt die Güterabwägung in § 26 BDSG-neu
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Art. 6 Abs. 1 DSGVO
Die Verarbeitung ist nur rechtmäßig, wenn
mindestens eine der nachstehenden Bedingun-
gen erfüllt ist:
[...]

f) die Verarbeitung ist zur Wahrung der be-
rechtigten Interessen des Verantwortli-
chen oder eines Dritten erforderlich,
sofern nicht die Interessen oder Grund-
rechte und Grundfreiheiten der betroffe-
nen Person, die den Schutz personenbezo-
gener Daten erfordern, überwiegen, ins-
besondere dann, wenn es sich bei der be-
troffenen Person um ein Kind handelt.

[...]

3. Es bedarf der Güterabwägung in § 26 BDSG-neu
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4. Verweis in § 26 BDSG-neu auf Art. 6 Abs. 1 Satz 1

Buchstabe f DSGVO fehlt
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BT-Drs. 16/13657
Bericht der Abgeordneten Beatrix Philipp, Dr. Michael
Bürsch, Gisela Piltz, Jan Korte und Silke Stokar von
Neuforn
Zu Artikel 1 Nummer 12 � neu � (§ 32 � neu) 

Werden personenbezogene Daten eines Beschäftigten für
Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses erhoben, ver-
arbeitet oder genutzt, findet § 28
Absatz 1 keine Anwendung mehr. Für andere Zwecke kön-
nen auch im Verhältnis von Arbeitgeber und Beschäf-
tigten die Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes
und anderer Gesetze, die eine Datenerhebung, -
verarbeitung und -nutzung erlauben oder anordnen,
weiterhin Anwendung finden. Dazu gehören die Regelun-
gen über die Datenerhebung, -verarbeitung und -
nutzung zur Wahrung berechtigter Interessen des Ar-
beitgebers (§ 28 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2) [...].
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Art. 6 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe f der Verordnung (EU)

2016/679 bleibt unberührt.

oder

die Verarbeitung zur Wahrung der berechtigten Interessen

des Arbeitgebers erforderlich ist, sofern nicht die Interessen

oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Be-

schäftigten, die den Schutz personenbezogener Daten erfor-

dern, überwiegen



Dr. Philipp Kramer

oder für Zwecke des

Managements, der Planung und der Organisation der Arbeit


